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Gesetz
zum Staatsvertrag zum Lotteriewesen in Deutschland

Vom 9. Juni 2004

Der Sächsische Landtag hat am 26. Mai 2004 das folgende Ge-
setz beschlossen:

Artikel 1
Zustimmung zum Staatsvertrag

zum Lotteriewesen in Deutschland
(1) Dem am 13. Februar 2004 von den Ländern geschlossenen
Staatsvertrag zum Lotteriewesen in Deutschland wird zuge-
stimmt.
(2) Der Staatsvertrag zum Lotteriewesen in Deutschland (Lotte-
riestaatsvertrag) wird nachstehend veröffentlicht.

Artikel 2
Ausführungsbestimmungen zum Lotteriestaatsvertrag

§ 1
Allgemeine Erlaubnis für Kleine Lotterien

(1) Die Erlaubnis nach § 6 Abs. 1 Lotteriestaatsvertrag kann für
die Veranstaltung von öffentlichen Lotterien und Ausspielungen
im Freistaat Sachsen allgemein erteilt werden, wenn
1. sich die Veranstaltung nicht über das Gebiet eines Landkrei-

ses oder einer Kreisfreien Stadt hinaus erstreckt,
2. der Reinertrag mindestens ein Drittel und die Gewinnsumme

mindestens 25 Prozent der Entgelte betragen,
3. die Summe der für den Erwerb aller Lose zu entrichtenden

Entgelte den Betrag von 40 000 EUR nicht übersteigt,
4. der Losverkauf die Dauer von drei Monaten nicht überschrei-

tet und
5. der Reinertrag ausschließlich und unmittelbar für gemeinnüt-

zige, kirchliche oder mildtätige Zwecke verwandt wird.
(2) Wenn Lose ausgegeben werden sollen, die den sofortigen
Gewinnentscheid enthalten, dürfen Prämien- oder Schlusszie-
hungen nicht vorgesehen werden. Hierauf ist in der allgemeinen
Erlaubnis nach Absatz 1 hinzuweisen.
(3) Die allgemeine Erlaubnis nach Absatz 1 kann abweichend
von § 6 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3, § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 in Verbindung
mit § 6 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2, § 9 Abs. 1 Satz 4 und 5 in Verbindung
mit § 6 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2, § 9 Abs. 3 Satz 2, § 10 Abs. 3 in Ver-
bindung mit § 6 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2, § 11 Abs. 1 Satz 2 und § 11
Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 des Lotteriestaatsvertrages erteilt wer-
den.
(4) Allgemein erlaubte Veranstaltungen sind rechtzeitig vor de-
ren Beginn der zuständigen Behörde anzuzeigen.

§ 2
Zuständigkeiten

(1) Bei allgemein erlaubten Veranstaltungen sind für den Voll-
zug dieses Gesetzes einschließlich der Bestimmungen des Lotte-
riestaatsvertrages zuständig
1. die Ortspolizeibehörden im Sinne des § 64 Abs. 1 Nr. 4 des

Polizeigesetzes des Freistaates Sachsen (SächsPolG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 13. August 1999
(SächsGVBl. S. 466), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 4. Mai 2004 (SächsGVBl. S. 147) und Artikel 45 des
Gesetzes vom 5. Mai 2004 (SächsGVBl. S. 148, 171) geän-
dert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, wenn sich
die Veranstaltung auf das Gemeindegebiet beschränkt,

2. die Kreispolizeibehörden im Sinne des § 64 Abs. 1 Nr. 3
SächsPolG, wenn sich die Veranstaltung auf das Gebiet meh-
rerer Gemeinden eines Landkreises erstreckt.

(2) Das Regierungspräsidium Chemnitz ist zuständig
1. für den Vollzug dieses Gesetzes einschließlich der Bestim-

mungen des Lotteriestaatsvertrages, soweit nichts anderes be-
stimmt ist, und

2. für die Ausübung der Fachaufsicht in den Fällen des Absat-
zes 1.

(3) Oberste Fachaufsichtsbehörde ist das Staatsministerium des
Innern.

§ 3
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig bei
der Veranstaltung von öffentlichen Lotterien oder Ausspielun-
gen
1. den Reinertrag der Veranstaltung ganz oder teilweise einem

anderen als dem erlaubten oder dem nach § 10 Abs. 2 des Lot-
teriestaatsvertrages von der zuständigen Behörde genehmig-
ten oder festgelegten Zweck zuführt,

2. dem nach § 12 Abs. 2 des Lotteriestaatsvertrages bestellten
Treuhänder die zur Führung der Geschäfte erforderlichen Un-
terlagen, die der Durchführung der Veranstaltung dienenden
Gegenstände, den Spielertrag, die erforderlichen Auskünfte
oder die zur einstweiligen Fortführung der Veranstaltung er-
forderlichen Dienstleistungen oder das hierfür erforderliche
Personal ganz oder teilweise vorenthält oder entzieht,

3. die Anzeigepflicht nach § 1 Abs. 4 nicht oder nicht rechtzeitig
erfüllt,

4. einer Bestimmung der Erlaubnis zuwider handelt oder
5. gewerbsmäßig ein Los oder einen Losabschnitt einer im Frei-

staat Sachsen nicht genehmigten oder zugelassenen Lotterie
oder Ausspielung veräußert, zur Veräußerung bereithält oder
zum Erwerb anbietet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
5 000 EUR geahndet werden.
(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2003
(BGBl. I S. 2838, 2839) geändert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung, ist die Behörde, die für den Vollzug der verletz-
ten Vorschrift zuständig ist.

Artikel 3
In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten

(1) Dieses Gesetz tritt an dem Tage in Kraft, an dem der
Lotteriestaatsvertrag nach seinem § 18 Satz 1 in Kraft tritt.
Gleichzeitig tritt das Gesetz des Freistaates Sachsen über Lotte-
rien und Ausspielungen (SächsLottG) vom 16. Oktober 1992
(SächsGVBl. S. 471), geändert durch Artikel 41 des Gesetzes
vom 28. Juni 2001 (SächsGVBl. S. 426, 430), außer Kraft. Der
Tag des In-Kraft-Tretens und des Außer-Kraft-Tretens ist im
Sächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt vom Sächsischen
Staatsministerium des Innern bekannt zu machen.
(2) Wird der Lotteriestaatsvertrag nach seinem § 18 Satz 3 ge-
genstandslos und bleibt das Gesetz des Freistaates Sachsen über
Lotterien und Ausspielungen in Kraft, ist dies vom Sächsischen
Staatsministerium des Innern im Sächsischen Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt bekannt zu machen.
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Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu ver-
künden.

Dresden, den 9. Juni 2004

Der Landtagspräsident
Erich Iltgen

Der Ministerpräsident
Prof. Dr. Georg Milbradt

Der Staatsminister des Innern
Horst Rasch

Staatsvertrag zum Lotteriewesen in Deutschland
Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen
schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Erster Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Ziel des Staatsvertrages

Ziel des Staatsvertrages ist es,
1. den natürlichen Spieltrieb der Bevölkerung in geordnete und

überwachte Bahnen zu lenken, insbesondere ein Ausweichen
auf nicht erlaubte Glücksspiele zu verhindern,

2. übermäßige Spielanreize zu verhindern,
3. eine Ausnutzung des Spieltriebs zu privaten oder gewerbli-

chen Gewinnzwecken auszuschließen,
4. sicherzustellen, dass Glücksspiele ordnungsgemäß und nach-

vollziehbar durchgeführt werden und
5. sicherzustellen, dass ein erheblicher Teil der Einnahmen aus

Glücksspielen zur Förderung öffentlicher oder steuerbegüns-
tigter Zwecke im Sinne der Abgabenordnung verwendet
wird.

§ 2
Anwendungsbereich

Die Länder regeln mit diesem Staatsvertrag die Veranstaltung,
die Durchführung und die gewerbliche Vermittlung von öffentli-
chen Glücksspielen. Dieser Staatsvertrag gilt nicht für Spielban-
ken.

§ 3
Begriffsbestimmungen

(1) Ein Glücksspiel liegt vor, wenn im Rahmen eines Spiels für
den Erwerb einer Gewinnchance ein Entgelt verlangt wird und
die Entscheidung über den Gewinn ganz oder überwiegend vom
Zufall abhängt. Die Entscheidung über den Gewinn hängt in je-
dem Fall vom Zufall ab, wenn dafür der ungewisse Eintritt oder
Ausgang zukünftiger Ereignisse maßgeblich ist.
(2) Ein öffentliches Glücksspiel liegt vor, wenn für einen größe-
ren, nicht geschlossenen Personenkreis eine Teilnahmemöglich-
keit besteht oder es sich um gewohnheitsmäßig veranstaltete
Glücksspiele in Vereinen oder sonstigen geschlossenen Gesell-
schaften handelt.
(3) Ein Glücksspiel im Sinne des Absatzes 1, bei dem einer
Mehrzahl von Personen die Möglichkeit eröffnet wird, nach
einem bestimmten Plan gegen ein bestimmtes Entgelt die Chance

auf einen Geldgewinn zu erlangen, ist eine Lotterie. Die Vor-
schriften über Lotterien gelten auch, wenn anstelle von Geld
Sachen oder andere geldwerte Vorteile gewonnen werden kön-
nen (Ausspielung).

§ 4
Allgemeine Bestimmungen

(1) Die Veranstaltung, Durchführung und gewerbliche Vermitt-
lung von öffentlichen Glücksspielen muss mit den Zielen des § 1
in Einklang stehen.
(2) Die Veranstaltung, Durchführung und gewerbliche Vermitt-
lung von öffentlichen Glücksspielen darf den Erfordernissen des
Jugendschutzes nicht zuwiderlaufen. Die Teilnahme von Min-
derjährigen ist unzulässig.
(3) Art und Umfang der Werbemaßnahmen für Glücksspiele
müssen angemessen sein und dürfen nicht in Widerspruch zu den
Zielen des § 1 stehen. Die Werbung darf nicht irreführend sein,
insbesondere nicht darauf abzielen, unzutreffende Vorstellungen
über die Gewinnchancen hervorzurufen.
(4) Die Veranstalter, Durchführer und die gewerblichen Spiel-
vermittler haben Informationen über Spielsucht, Prävention und
Behandlungsmöglichkeiten bereitzuhalten.

Zweiter Abschnitt
Aufgabe des Staates

§ 5
Sicherstellung eines ausreichenden

Glücksspielangebotes
(1) Die Länder haben im Rahmen der Zielsetzungen des § 1 die
ordnungsrechtliche Aufgabe, ein ausreichendes Glücksspielan-
gebot sicherzustellen.
(2) Auf gesetzlicher Grundlage können die Länder diese Auf-
gabe selbst, durch juristische Personen des öffentlichen Rechts
oder durch privatrechtliche Gesellschaften, an denen juristische
Personen des öffentlichen Rechts unmittelbar oder mittelbar
maßgeblich beteiligt sind, erfüllen.
(3) Den in Absatz 2 Genannten ist ein Tätigwerden als Veran-
stalter oder Durchführer (§ 8 Absatz 2) nur in dem Land gestattet,
in dem sie ihre Aufgaben nach Absatz 2 wahrnehmen. Sie dürfen
Glücksspiele nur in diesem Land vertreiben oder vertreiben las-
sen. In einem anderen Land dürfen sie Glücksspiele nur mit Zu-
stimmung dieses Landes veranstalten oder durchführen. Auf die
Erteilung der Zustimmung besteht kein Rechtsanspruch.
(4) Anderen als den in Absatz 2 Genannten darf nur die Veran-
staltung von Lotterien und Ausspielungen nach den Vorschriften
des Dritten Abschnitts erlaubt werden.

Dritter Abschnitt
Lotterien anderer Veranstalter

§ 6
Erlaubnis

(1) Wer außerhalb des Anwendungsbereichs des § 5 Absatz 2
eine Lotterie öffentlich veranstalten will, bedarf einer Erlaubnis.
Über die Erteilung der Erlaubnis entscheidet die zuständige Be-
hörde nach pflichtgemäßem Ermessen.
Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn
1. der Veranstaltung keine Versagungsgründe nach § 7 entge-

genstehen,
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2. die in § 8, § 9 Absatz 1 und 2 und § 10 Absatz 3 genannten
Voraussetzungen vorliegen,

3. mit der Veranstaltung keine wirtschaftlichen Zwecke verfolgt
werden, die über den mit dem Hinweis auf die Bereitstellung
von Gewinnen verbundenen Werbeeffekt hinausgehen und

4. nicht zu erwarten ist, dass durch die Veranstaltung selbst oder
durch die Verwirklichung des Veranstaltungszwecks oder die
Verwendung des Reinertrages die öffentliche Sicherheit oder
Ordnung gefährdet wird oder die Beziehungen der Bundesre-
publik Deutschland zu anderen Staaten beeinträchtigt wer-
den.

Satz 3 Nummer 3 gilt nicht für Veranstaltungen in der Form des
Gewinnsparens.
(2) Erlaubnisse werden von der zuständigen Behörde für das
Gebiet des jeweiligen Landes oder einen Teil dieses Gebiets er-
teilt. Soll eine Lotterie mit einem einheitlichen länderübergrei-
fenden Spielplan in mehreren Ländern veranstaltet werden, darf
sie nur im Einvernehmen mit den Ländern erlaubt werden, in de-
nen die Lotterie veranstaltet werden soll. Liegen sonstige An-
haltspunkte dafür vor, dass eine Lotterie auch in einem anderen
Land veranstaltet werden soll, darf sie nur im Benehmen mit die-
sem Land erlaubt werden.
(3) Soll eine Lotterie mit einem einheitlichen länderübergreifen-
den Spielplan in mehreren Ländern veranstaltet werden, kann ab-
weichend von Absatz 2 Satz 1 das Land, in dem der Veranstalter
seinen Sitz hat, eine Erlaubnis auch mit Wirkung für die Länder
erteilen, die hierzu ermächtigt haben.

§ 7
Versagungsgründe

(1) Eine Erlaubnis darf nicht erteilt werden, wenn die Veranstal-
tung § 4 widerspricht. Dies ist vor allem der Fall, wenn nicht aus-
zuschließen ist, dass die Veranstaltung der Lotterie wegen des
insgesamt bereits vorhandenen Glücksspielangebotes, insbeson-
dere im Hinblick auf die Zahl der bereits veranstalteten Glücks-
spiele oder deren Art oder Durchführung den Spieltrieb in beson-
derer Weise fördert.
(2) Eine Erlaubnis darf insbesondere nicht erteilt werden, wenn
1. der Spielplan vorsieht, dass

a. die Bekanntgabe der Ziehungsergebnisse öfter als zwei-
mal wöchentlich erfolgt,

b. der Höchstgewinn einen Wert von 1 Million Euro über-
steigt oder

c. Teile des vom Spieler zu entrichtenden Entgeltes zu dem
Zweck angesammelt werden, Gewinne für künftige Zie-
hungen zu schaffen (planmäßiger Jackpot)

oder
2. eine interaktive Teilnahme in Medien, insbesondere im Inter-

net, mit zeitnaher Gewinnbekanntgabe ermöglicht wird.

§ 8
Veranstalter

(1) Eine Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn der Veranstalter
1. die Voraussetzungen des § 5 Absatz 1 Nr. 9 des Körper-

schaftsteuergesetzes erfüllt und
2. zuverlässig ist, insbesondere die Gewähr dafür bietet, dass die

Veranstaltung ordnungsgemäß und für die Spielteilnehmer
sowie die Erlaubnisbehörde nachvollziehbar durchgeführt
und der Reinertrag zweckentsprechend verwendet wird.

Satz 1 Nummer 1 gilt nicht für die von der Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts „Bayerisches Rotes Kreuz“ veranstalteten Lot-
terien und für Veranstaltungen in der Form des Gewinnsparens.
(2) Soll die Veranstaltung ganz oder überwiegend von einem
Dritten durchgeführt werden, darf unbeschadet des § 5 Absatz 3
die Erlaubnis nur erteilt werden, wenn nicht die Gefahr besteht,
dass durch die Durchführung die Transparenz und Kontrollier-
barkeit der Veranstaltung beeinträchtigt wird und der Dritte

1. die Anforderungen des Absatzes 1 Nr. 2 erfüllt,
2. hinsichtlich der Durchführung der Veranstaltung den Wei-

sungen des Veranstalters unterliegt und keinen maßgeblichen
rechtlichen oder tatsächlichen Einfluss auf den Veranstalter
hat,

3. seinen Sitz oder Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutsch-
land hat.

Abweichend von Satz 1 Nr. 3 ist für Dritte aus einem Mitglieds-
staat der Europäischen Union eine inländische Niederlassung
ausreichend.

§ 9
Spielplan, Kalkulation und Durchführung

der Veranstaltung
(1) Nach dem Spielplan müssen der Reinertrag, die Gewinn-
summe und die Kosten in einem angemessenen Verhältnis zuein-
ander stehen; die Kosten der Veranstaltung sind so gering wie
möglich zu halten. Reinertrag ist der Betrag, der sich aus der
Summe der Entgelte nach Abzug von Kosten, Gewinnsumme
und Steuern ergibt.
Für den Reinertrag und die Gewinnsumme sollen im Spielplan
jeweils mindestens 30 vom Hundert der Entgelte vorgesehen sein
und es darf kein Grund zu der Annahme bestehen, dass diese An-
teile nicht erreicht werden.
Bei der Antragstellung ist eine Kalkulation vorzulegen, aus der
sich die voraussichtlichen Kosten der Veranstaltung, die Ge-
winnsumme, die Steuern und der Reinertrag ergeben. Zeigt sich
nach Erteilung der Erlaubnis, dass die kalkulierten Kosten vo-
raussichtlich überschritten werden, ist dies der Erlaubnisbehörde
unverzüglich anzuzeigen und eine neue Kalkulation vorzulegen.
(2) In den Kosten der Lotterie dürfen Kosten von Dritten im
Sinne des § 8 Absatz 2 nach Art und Umfang nur insoweit be-
rücksichtigt werden, als sie den Grundsätzen wirtschaftlicher
Betriebsführung entsprechen. Die Vergütung des Dritten darf
nicht abhängig vom Umsatz berechnet werden.
(3) Der Veranstalter hat der zuständigen Behörde alle Unterla-
gen vorzulegen und alle Auskünfte zu erteilen, die zur Überprü-
fung der ordnungsgemäßen Durchführung der Lotterie erforder-
lich sind. Insbesondere hat er eine Abrechnung vorzulegen, aus
der sich die tatsächliche Höhe der Einnahmen, des Reinertrages,
der Gewinnausschüttung und der Kosten der Veranstaltung er-
gibt.
(4) Die zuständige Behörde kann auf Kosten des Veranstalters
einen staatlich anerkannten Wirtschaftsprüfer beauftragen oder
dessen Beauftragung vom Veranstalter verlangen, damit ein Gut-
achten zur Überprüfung der ordnungsgemäßen Planung oder
Durchführung der Lotterie, insbesondere zur Angemessenheit
der Kosten der Lotterie erstattet und der Behörde vorgelegt wird.
Die Kosten des Gutachtens sind Kosten der Lotterie.

§ 10
Verwendung des Reinertrages

(1) Der Reinertrag der Veranstaltung muss zeitnah für den in der
Erlaubnis festgelegten Zweck verwendet werden.
(2) Will der Veranstalter den Reinertrag für einen anderen als
den in der Erlaubnis festgelegten Zweck verwenden oder kann
der Verwendungszweck nicht oder nicht zeitnah verwirklicht
werden, hat der Veranstalter dies der zuständigen Behörde un-
verzüglich anzuzeigen. Diese kann nach Anhörung des Veran-
stalters den Verwendungszweck neu festlegen.
(3) Ein angemessener Anteil des Reinertrages soll in dem Land
verwendet werden, in dem die Lotterie veranstaltet wird.

§ 11
Form und Inhalt der Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis wird schriftlich erteilt. In ihr sind insbeson-
dere festzulegen:
1. der Veranstalter sowie im Falle des § 8 Absatz 2 der Dritte,
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2. Art, Ort oder Gebiet sowie Beginn und Dauer der Veranstal-
tung,

3. der Verwendungszweck des Reinertrages, die Art und Weise
des Nachweises der Verwendung und der Zeitpunkt, zu dem
der Nachweis zu erbringen ist,

4. der Spielplan und
5. die Vertriebsform.
(2) Die Erlaubnis ist weder übertragbar noch kann sie einem An-
deren zur Ausübung überlassen werden.
(3) Die Erlaubnis kann widerruflich erteilt werden; sie ist auf
höchstens ein Jahr zu befristen. Sie kann, auch nachträglich, mit
Nebenbestimmungen versehen werden.

§ 12
Aufgaben und Befugnisse der zuständigen Behörden

(1) Die zuständige Behörde hat im öffentlichen Interesse darü-
ber zu wachen und darauf hinzuwirken, dass die Bestimmungen
dieses Staatsvertrages, die hierauf gestützten Anordnungen und
die mit der Erteilung einer Erlaubnis verfügten Nebenbestim-
mungen eingehalten werden und dass unerlaubtes Glücksspiel
und die Werbung hierfür unterbleiben.
Sie kann die hierzu erforderlichen Maßnahmen treffen, insbe-
sondere
1. die Veranstaltung unerlaubten Glücksspiels untersagen,
2. jederzeit Auskunft und Vorlage aller Unterlagen und Nach-

weise verlangen, die zur Prüfung der Einhaltung der Anforde-
rungen nach §§ 6 bis 10 erforderlich sind,

3. weitere Anforderungen an die Durchführung der Lotterie,
insbesondere an die Überwachung der Gewinnermittlung und
an die technische Ausstattung stellen. Sie kann verlangen,
dass der Spielbetrieb auf Kosten des Veranstalters durch
einen von ihr oder dem Veranstalter zu beauftragenden Sach-
verständigen geprüft wird.

(2) Die zuständige Behörde kann einen Treuhänder bestellen,
wenn
1. die Veranstaltung ohne die erforderliche Erlaubnis durchge-

führt wird,
2. die Erlaubnis zurückgenommen oder widerrufen wird oder
3. Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass die geordnete

Durchführung einer Veranstaltung oder die festgelegte Ver-
wendung des Reinertrages gefährdet ist.

(3) Der Treuhänder unterliegt der Aufsicht der zuständigen Be-
hörde. Er hat insbesondere für die zweckentsprechende Verwen-
dung des Reinertrages zu sorgen. Er ist berechtigt, den Spieler-
trag und die der Durchführung der Veranstaltung dienenden
Gegenstände in Besitz zu nehmen sowie die erforderlichen Maß-
nahmen zu treffen. Der Veranstalter verliert mit der Bestellung
des Treuhänders die Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis. Er
hat dem Treuhänder die zur Führung der Geschäfte erforderli-
chen Unterlagen herauszugeben, die erforderlichen Auskünfte
zu erteilen und die zur einstweiligen Fortführung der Veranstal-
tung erforderlichen Dienstleistungen und Personal zur Verfü-
gung zu stellen.
(4) Der Veranstalter hat der Behörde die Kosten zu erstatten, die
ihr durch die Inanspruchnahme des Treuhänders entstehen; die
Kosten werden von der Behörde festgesetzt.

§ 13
Kleine Lotterien

Die Länder können von den Regelungen des Staatsvertrages für
nicht länderübergreifend veranstaltete Lotterien abweichen, bei
denen
1. die Summe der zu entrichtenden Entgelte den Betrag von

40 000 Euro nicht übersteigt,
2. der Reinertrag ausschließlich und unmittelbar für gemeinnüt-

zige, kirchliche oder mildtätige Zwecke verwandt wird und

3. der Reinertrag und die Gewinnsumme jeweils mindestens
25 vom Hundert der Entgelte betragen.

Vierter Abschnitt
Gewerbliche Spielvermittlung

§ 14
Gewerbliche Spielvermittlung

(1) Gewerbliche Spielvermittlung betreibt, wer im Auftrag der
Spielinteressenten
1. einzelne Spielverträge an einen Veranstalter vermittelt oder
2. Spielinteressenten zu Spielgemeinschaften zusammenführt

und deren Spielbeteiligung dem Veranstalter – selbst oder
über Dritte – vermittelt,

sofern dies jeweils in der Absicht geschieht, durch diese Tätig-
keit nachhaltig Gewinn zu erzielen.
(2) Für die Tätigkeit des gewerblichen Spielvermittlers gelten
unbeschadet sonstiger gesetzlicher Regelungen folgende Anfor-
derungen:
1. Art und Umfang der Werbemaßnahmen für die Beteiligung

an den vermittelten Spielen oder Spielgemeinschaften müs-
sen angemessen sein und dürfen nicht in Widerspruch zu § 1
stehen. Sie dürfen nicht irreführend sein und insbesondere
nicht darauf abzielen, unzutreffende Vorstellungen über die
Gewinnchancen hervorzurufen.

2. Die Tätigkeit des gewerblichen Spielvermittlers darf den Er-
fordernissen des Jugendschutzes nicht zuwiderlaufen. Die
Vermittlung von Spielaufträgen Minderjähriger ist unzuläs-
sig.

3. Der gewerbliche Spielvermittler hat mindestens zwei Drittel
der von den Spielern vereinnahmten Beträge für die Teil-
nahme am Spiel an den Veranstalter weiterzuleiten. Er hat die
Spieler vor Vertragsabschluss in Textform klar und verständ-
lich auf den für die Spielteilnahme an den Veranstalter wei-
terzuleitenden Betrag hinzuweisen sowie ihnen unverzüglich
nach Vermittlung des Spielauftrages den Veranstalter mitzu-
teilen.

4. Gewerbliche Spielvermittler und von ihnen oder den Spielin-
teressenten im Sinne von Absatz 1 beauftragte Dritte sind ver-
pflichtet, bei jeder Spielteilnahme dem Veranstalter die Ver-
mittlung offen zu legen.

5. Gewerbliche Spielvermittler sind verpflichtet, dafür Sorge zu
tragen, dass bei Vertragsabschluss ein zur unabhängigen Aus-
übung eines rechts- oder steuerberatenden Berufes befähigter
Treuhänder mit der Verwahrung der Spielquittungen und der
Geltendmachung des Gewinnanspruches gegenüber dem
Veranstalter beauftragt wird. Dem Spielteilnehmer ist bei
Vertragsabschluss ein Einsichtsrecht an den Spielquittungen,
die in seinem Auftrag vermittelt worden sind, einzuräumen.

(3) Die zuständige Behörde überwacht im öffentlichen Interesse
die Erfüllung der in Absatz 2 genannten Verpflichtungen. Sie
kann hierzu die erforderlichen Maßnahmen entsprechend § 12
Absatz 1 treffen, insbesondere die erforderlichen Auskünfte und
die Vorlage geeigneter Unterlagen verlangen. Ergeben sich
Zweifel an der Zuverlässigkeit des Spielvermittlers, so ist die für
die Gewerbeuntersagung zuständige Behörde zu unterrichten.

Fünfter Abschnitt
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 15
Regelungen der Länder

Die Länder erlassen die zur Ausführung dieses Staatsvertrages
notwendigen Bestimmungen. In ihren Ausführungsgesetzen
können sie auch vorsehen, dass Verstöße gegen die Bestimmun-
gen dieses Staatsvertrages mit Geldbuße geahndet werden. Sie
können darin zudem das in § 7 Absatz 1 enthaltene Verbot der Er-
laubniserteilung konkretisieren.
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§ 16
Weitere Regelungen

(1) Für eine vor In-Kraft-Treten dieses Staatsvertrages erteilte
Konzession, Genehmigung oder Erlaubnis gelten § 11 Absatz 3
Satz 2 und § 12 entsprechend. Abweichend von § 5 Absatz 2
kann das Land Rheinland-Pfalz seine Aufgabe nach § 5 Absatz 1
durch ein betrautes Unternehmen wahrnehmen.
(2) Die zuständige Behörde kann eine Lotterie, die bei In-Kraft-
Treten dieses Vertrages von mehreren Veranstaltern in allen
Ländern durchgeführt wird und bei der der Reinertrag aus-
schließlich zur Erfüllung der in § 1 Nr. 5 genannten Zwecke ver-
wandt wird, abweichend von § 6 Absatz 1 Satz 3 Nr. 3, § 7
Absatz 2, § 8 Absatz 1 Nr. 1 und § 9 Absatz 1 Satz 3 erlauben.
(3) Der Reinertrag von Veranstaltungen in der Form des Ge-
winnsparens muss mit Beginn des dritten Kalenderjahres nach
In-Kraft-Treten dieses Staatsvertrages mindestens 25 vom Hun-
dert der Entgelte betragen. Der Reinertrag ist für steuerbegüns-
tigte Zwecke im Sinne der Abgabenordnung zu verwenden. Er-
laubnisse können allgemein erteilt werden.

§ 17
Kündigung

Dieser Staatsvertrag kann von jedem der vertragsschließenden
Länder mit einer Frist von zwei Jahren zum Schluss eines Kalen-
derjahres gekündigt werden. Die Kündigung kann erstmals zum
30. Juni 2014 erfolgen. Die Kündigung ist schriftlich gegenüber
dem Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz zu erklä-
ren. Die Kündigung eines Landes lässt das zwischen den übrigen
Ländern bestehende Vertragsverhältnis unberührt, jedoch kann
jedes der übrigen Länder das Vertragsverhältnis binnen einer
Frist von drei Monaten nach Eingang der Benachrichtigung über
die gegenüber dem Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonfe-
renz erfolgte Kündigungserklärung zum selben Zeitpunkt kündi-
gen.

§ 18
In-Kraft-Treten

Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Juli 2004 in Kraft. § 14 Absatz 2
Nr. 3 Satz 1 tritt ein Jahr nach In-Kraft-Treten dieses Staatsver-
trages in Kraft. Sind bis zum 30. Juni 2004 nicht alle Ratifika-
tionsurkunden bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Minis-
terpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag
gegenstandslos.

Für das Land Baden-Württemberg:
Erwin Teufel
, den 18. Dezember 2003

Für den Freistaat Bayern:
Dr. Edmund Stoiber
, den 18. Dezember 2003

Für das Land Berlin:
Klaus Wowereit
, den 19. Dezember 2003

Für das Land Brandenburg:
Matthias Platzeck
, den 19. Dezember 2003

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Dr. Henning Scherf
, den 18. Dezember 2003

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Ole von Beust
, den 18. Dezember 2003

Für das Land Hessen:
Roland Koch
, den 18. Dezember 2003

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Dr. Harald Ringstorff
, den 18. Dezember 2003

Für das Land Niedersachsen:
Christian Wulff
, den 18. Dezember 2003

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Peer Steinbrück
, den 18. Dezember 2003

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Kurt Beck
, den 13. Februar 2004

Für das Saarland:
Peter Müller
, den 18. Dezember 2003

Für den Freistaat Sachsen:
Prof. Dr. Georg Milbradt
, den 18. Dezember 2003

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Prof. Dr. Wolfgang Böhmer
, den 19. Januar 2004

Für das Land Schleswig-Holstein:
Heide Simonis
, den 9. Februar 2004

Für den Freistaat Thüringen:
Dieter Althaus
, den 18. Dezember 2003

190

Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 8 vom 25. Juni 2004



Bezug:
Das Sächsische Gesetz- und Verordnungsblatt wird im Auftrag des Herausgebers
vom SAXONIA Verlag ausgeliefert.
Bestellungen sind generell schriftlich an den SAXONIA Verlag, Abt. Versand zu
richten.
SV SAXONIA Verlag für Recht, Wirtschaft und Kultur GmbH
Lingnerallee 3, 01069 Dresden
Tel./FAX: (0351)4874366, E-Mail: Verlag-Saxonia@t-online.de




